
6. Wie sind die genannten Verordnungen auszulegen, wenn 
lokale Aktionsgruppen abgeschafft werden, die ihre Tätigkeit 
bislang effizient und rechtmäßig ausgeübt haben? Was ge­
schieht in einem solchen Fall mit den von den lokalen 
Aktionsgruppen eingegangenen Verpflichtungen und erwor­
benen Rechten, insbesondere unter Berücksichtigung der Ge­
samtheit der von der Abschaffung betroffenen Einrichtun­
gen? 

7. Ist Art. 62 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des 
Rates vom 20. September 2005 über die Förderung der 
Entwicklung des ländlichen Raums durch den Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen 
Raums (ELER) dahin auszulegen, dass eine Vorschrift hin­
nehmbar und rechtmäßig ist, mit der ein Mitgliedstaat ver­
langt, dass die lokalen Aktionsgruppen Leader, die die Form 
einer Handelsgesellschaft ohne Gewinnerzielungsabsicht auf­
weisen, binnen eines Jahrs in Vereine umgewandelt werden 
müssen, weil nur die Rechtsform eines Vereins als Organi­
sationsform die Einrichtung eines Netzes zwischen den lo­
kalen Gesellschaften ordnungsgemäß gewährleisten könne, 
da eine Handelsgesellschaft nach geltendem ungarischen 
Recht im Wesentlichen auf Gewinnerzielung ausgerichtet 
sei und die Verfolgung wirtschaftlicher Interessen die In­
anspruchnahme öffentlicher Mittel und den Beitritt neuer 
Gesellschafter ausschließe? 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. September 
2005 über die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums 
durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung 
des ländlichen Raums (ELER), ABl. L 277, S. 1. 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 1974/2006 der Kommission vom 15. Dezem­
ber 2006 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) 
Nr. 1698/2005 des Rates über die Förderung der Entwicklung des 
ländlichen Raums durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für 
die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER), ABl. L 368, S. 15. 

Vorabentscheidungsersuchen des Kúria (Ungarn), 
eingereicht am 21. Januar 2013 — Kásler Árpád, Káslerné 

Rábai Hajnalka/OTP Jelzálogbank Zrt. 

(Rechtssache C-26/13) 

(2013/C 156/28) 

Verfahrenssprache: Ungarisch 

Vorlegendes Gericht 

Kúria 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger und Revisionsbeklagte: Kásler Árpád und Káslerné Rábai 
Hajnalka 

Beklagte und Revisionsklägerin: OTP Jelzálogbank Zrt. 

Vorlagefragen 

1. Ist Art. 4 Abs. 2 der Richtlinie 93/13/EWG ( 1 ) des Rates 
vom 5. April 1993 über missbräuchliche Klauseln in Ver­
braucherverträgen (im Folgenden: Richtlinie) dahin auszule­
gen, dass im Fall eines Darlehens, das auf eine ausländische 

Währung lautet, in Wirklichkeit jedoch in inländischer Wäh­
rung gewährt wurde und vom Verbraucher ausschließlich in 
inländischer Währung zurückzuzahlen ist, die Vertragsklau­
sel über den Wechselkurs, die nicht individuell ausgehandelt 
wurde, unter den Begriff „Hauptgegenstand des Vertrages“ 
fällt? 

Falls dies nicht der Fall ist, ist der Unterschied zwischen dem 
Ankaufs- und dem Verkaufskurs ein Entgelt im Sinne von 
Art. 4 Abs. 2 zweite Alternative der Richtlinie, dessen Ver­
hältnis zu den erbrachten Dienstleistungen nicht unter dem 
Gesichtspunkt der Missbräuchlichkeit überprüft werden 
kann? Spielt es insoweit eine Rolle, ob zwischen dem Fi­
nanzinstitut und dem Verbraucher tatsächlich ein Wäh­
rungsumtausch stattgefunden hat? 

2. Ist, falls Art. 4 Abs. 2 der Richtlinie dahin auszulegen ist, 
dass das nationale Gericht — unabhängig von den Vor­
schriften des nationalen Rechts — die Missbräuchlichkeit 
der in dieser Bestimmung genannten Vertragsklauseln auch 
dann prüfen kann, wenn diese nicht klar und verständlich 
sind, unter diesen Voraussetzungen zu verstehen, dass die 
Vertragsklauseln für den Verbraucher aus sich selbst heraus 
in grammatikalischer Hinsicht klar und verständlich sein 
müssen, oder müssen darüber hinaus auch die wirtschaftli­
chen Gründe für die Verwendung der betreffenden Vertrags­
klausel bzw. ihr Verhältnis zu den weiteren Klauseln des 
Vertrags klar und verständlich sein? 

3. Sind Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie und Randnr. 73 des Urteils 
des Gerichtshofs vom 14. Juni 2012, Banco Español 
(C-618/10), dahin auszulegen, dass das nationale Gericht 
(die Gründe für) die Unwirksamkeit einer in den allgemeinen 
Bedingungen eines Verbraucherkreditvertrags enthaltenen 
missbräuchlichen Klausel auch dann nicht durch Änderung 
oder Ergänzung der betreffenden Vertragsklausel zugunsten 
des Verbrauchers beseitigen kann, wenn anderenfalls bei 
Wegfall dieser Klausel der Vertrag auf der Grundlage der 
verbleibenden Vertragsbestimmungen nicht durchführbar 
ist? Ist es insoweit von Bedeutung, ob das nationale Recht 
eine Vorschrift enthält, die bei Wegfall der ungültigen Be­
stimmung die betreffende Rechtsfrage (an deren Stelle) re­
gelt? 

( 1 ) Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 über miss­
bräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen, ABl. L 95, S. 29. 
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Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Luigi D’Aniello u. a. 

Beklagte: Poste Italiane SpA 

Vorlagefragen 

1. Verstößt eine Bestimmung des innerstaatlichen Rechts, die 
in Anwendung der Richtlinie 1999/70/EG ( 1 ) im Fall einer 
rechtswidrigen Aussetzung der Durchführung eines Arbeits­
vertrags mit nichtiger Befristungsklausel andere und spürbar 
schwächere wirtschaftliche Folgen als im Fall einer rechts­
widrigen Aussetzung der Durchführung eines Vertrags nach 
dem allgemeinen Zivilrecht mit nichtiger Befristungsklausel 
vorsieht, gegen den Äquivalenzgrundsatz? 

2. Steht es im Einklang mit dem Europäischen Recht, dass in 
seinem Anwendungsbereich eine Sanktion in ihrer konkre­
ten Erscheinungsform den Arbeitgeber, der einen Miss­
brauch begangen hat, zum Schaden des Arbeitnehmers, zu 
dessen Lasten der Missbrauch ging, so bevorzugt, dass die 
— wenn auch natürliche — Dauer des Verfahrens den Ar­
beitnehmer zum Vorteil des Arbeitgebers unmittelbar schä­
digt und die Wiedergutmachungswirkung proportional zur 
fortschreitenden Dauer des Verfahrens bis fast zum Ver­
schwinden hin abnimmt? 

3. Steht es im Anwendungsbereich des Europäischen Rechts im 
Sinne des Art. 51 der Charta von Nizza mit Art. 47 der 
Charta der Grundrechte und Art. 6 EMRK im Einklang, dass 
die — wenn auch natürliche — Dauer des Verfahrens den 
Arbeitnehmer zum Vorteil des Arbeitgebers unmittelbar 
schädigt und die Wiedergutmachungswirkung proportional 
zur fortschreitenden Dauer des Verfahrens bis fast zum Ver­
schwinden hin abnimmt? 

4. Umfasst in Anbetracht der Erläuterungen in Art. 3 Abs. 1 
Buchst. c der Richtlinie 2000/78/EG ( 2 ) und Art. 14 Abs. 1 
Buchst. c der Richtlinie 2006/54/EG ( 3 ) der Begriff der Be­
schäftigungsbedingungen im Sinne von Paragraph 4 der 
Richtlinie 1999/70/EG auch die Folgen der rechtswidrigen 
Unterbrechung des Arbeitsverhältnisses? 

5. Ist es für den Fall der Bejahung der vorstehenden Frage im 
Sinne dieses Paragraphen 4 zu rechtfertigen, dass das inner­
staatliche Recht für die rechtswidrige Unterbrechung von 
unbefristeten Arbeitsverhältnissen und für die rechtswidrige 
Unterbrechung von befristeten Arbeitsverhältnissen plan­
mäßig unterschiedliche Folgen vorsieht? 

6. Sind die als allgemeine Grundsätze des geltenden Unions­
rechts anerkannten Grundsätze der Rechtssicherheit, des 
Vertrauensschutzes, der prozessualen Waffengleichheit und 
des effektiven gerichtlichen Rechtsschutzes sowie des Rechts 
auf ein unabhängiges Gericht und allgemeiner auf ein faires 
Verfahren, die in Art. 6 Abs. 2 des Vertrags über die Euro­
päische Union (in der Fassung der Änderung durch Art. 1 
Abs. 8 des Vertrags von Lissabon und durch Art. 46 des 
Vertrags über die Europäische Union (in der Fassung vor 
dem Vertrag von Lissabon] in Bezug genommen) in Ver­
bindung mit Art. 6 der am 4. November 1950 in Rom 

unterzeichneten Europäischen Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten und den Art. 46, 47 
und 52 Abs. 3 der am 7. Dezember 2000 in Nizza pro­
klamierten Charta der Grundrechte der Europäischen Union 
in ihrer in den Vertrag von Lissabon übernommenen Fas­
sung verbürgt sind, dahin auszulegen, dass sie dem ent­
gegenstehen, dass der italienische Staat nach einer erhebli­
chen Zeitspanne eine Vorschrift wie Art. 32 Abs. 7 des 
Gesetzes Nr. 183/10, wie er sich aus den Auslegungsbestim­
mungen des Art. 1 Abs. 13 des Gesetzes Nr. 92/2012 er­
gibt, erlässt, die die Folgen anhängiger Gerichtsverfahren 
unter unmittelbarer Schädigung des Arbeitnehmers zum 
Vorteil des Arbeitgebers ändert, und dass die Wiedergutma­
chungswirkung proportional zur fortschreitenden Dauer des 
Verfahrens bis fast zum Verschwinden hin abnimmt? 

7. Hat für den Fall, dass der Gerichtshof den genannten Grund­
sätzen für die Zwecke ihrer horizontalen und allgemeinen 
Geltung nicht die Wertigkeit von fundamentalen Grundsät­
zen des Unionsrechts zuerkennen sollte und deshalb eine 
Bestimmung wie Art. 32 Abs. 5 bis 7 des Gesetzes Nr. 
183/10 (in der Auslegung des Art. 1 Abs. 13 des Gesetzes 
Nr. 92/2012) nur mit den Verpflichtungen aus der Richtlinie 
1999/70/EG und der Charta von Nizza unvereinbar wäre, 
ein Unternehmen wie die Beklagte, das die in den Randnrn. 
55 bis 61 beschriebenen Merkmale aufweist, für die Zwecke 
der unmittelbaren vertikalen Anwendung des Unionsrechts 
und insbesondere des Paragraphen 4 der Richtlinie 
1999/70/EG sowie der Charta von Nizza als staatliche Ein­
richtung zu gelten? 

8. Falls der Gerichtshof der Europäischen Union die Fragen 1, 
2, 3 oder 4 bejahen sollte: Gestattet es der Grundsatz der 
loyalen Zusammenarbeit als Grundprinzip der Europäischen 
Union, eine Auslegungsbestimmung wie Art. 1 Abs. 13 des 
Gesetzes Nr. 92/2012 nicht anzuwenden, der die Wahrung 
der sich aus den Antworten auf die Fragen 1 bis 4 ergeben­
den Grundsätze unmöglich macht? 

( 1 ) Richtlinie 1999/70/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zu der EGB- 
UNICE-CEEP-Rahmenvereinbarung über befristete Arbeitsverträge 
(ABl. L 175, S. 43). 

( 2 ) Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Fest­
legung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der 
Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf (ABl. L 303, S. 16). 

( 3 ) Richtlinie 2006/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 5. Juli 2006 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Chancen­
gleichheit und Gleichbehandlung von Männern und Frauen in Ar­
beits- und Beschäftigungsfragen (Neufassung) (ABl. L 204, S. 23). 
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